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Benedikt gibtKontra
Der emeritierte Papst reagiert in Biografie aufKritiker-Einlassungen

München (dpa). Benedikt sieht sich als
Opfer einer „bösartigen Verzerrung der
Wirklichkeit“. „Der Spektakel an Reak-
tionen, der hernach von der deutschen
Theologie kam, ist so töricht und so bös-
artig, dass man lieber nicht davon
spricht“, sagt der emeritierte Papst in
der neuen Biografie „Benedikt XVI. –
Ein Leben“ mit Blick auf Reaktionen
auf seinen Beitrag über das Verhältnis
von Christentum und Judentum für die
theologische Zeitschrift „Communio“
im Jahr 2018.
Die Biografie von Autor Peter Seewald
kam amMontag auf den Markt. Kritiker
werfen Benedikt, der von 2005 bis 2013
Papst war, vor, sich seit seinem Rücktritt
wie eine Art „Schattenpapst“ zu ver-
halten. Besonders laut wurde diese
Kritik, als 2019 ein Beitrag von ihm in
einem Buch von Kardinal Robert Sarah
über den Zölibat erschien.
Zu den Kritikern gehört auch die
katholische Reformbewegung „Wir sind
Kirche“. „Angesichts seiner äußerst
zahlreichen Veröffentlichungen vor,
während und auch nach seiner Amtszeit
als Papst kann doch davon, dass man die
Stimme Joseph Ratzingers ausschalten
wolle, keine Rede sein“, sagte ihr Spre-
cher Christian Weisner. „Viele irritiert
jedoch, und ich denke zu Recht, dass er
trotz der damaligen Ankündigung, ,Ver-
borgen vor der Welt zu leben‘’, sich auch
nach seinem Rücktritt immer wieder zu
aktuellen Debatten zu Wort meldete.“
Dabei sei allerdings schwer zu beurtei-
len, „ob dies alles nun noch sein eigener
Wille ist oder ob er von ihm nahe stehen-
den Personen instrumentalisiert wird“.
Der frühere Kardinal Ratzinger betont
in der neuen Biografie: „Die Behaup-
tung, dass ichmich regelmäßig in öffent-
liche Debatten einmische, ist eine bös-
artige Verzerrung der Wirklichkeit.“
Der heute 93 Jahre alte Papst Benedikt
hat nach eigenen Angaben eine sehr
gute Beziehung zu seinem Nachfolger
Franziskus. „Wie Sie wissen, ist die
persönliche Freundschaft mit Papst
Franziskus nicht nur geblieben, sondern

gewachsen.“ Kritik äußerte „Wir sind
Kirche“ auch daran, dass Ratzinger in
der Biografie einen Zusammenhang
zwischen dem Antichristen und der
Homo-Ehe herstellt. „Wenn Joseph Rat-
zinger jetzt eine antichristliche gesell-
schaftliche Exkommunikation derjeni-
gen sieht, die sich beispielsweise gegen
Homosexualität und Abtreibung posi-
tionieren, so mag das seine Wahr-
nehmung sein“, sagte Weisner. „In der
Realität ist dagegen doch ein zuneh-
mend militanter und sich christlich nen-
nender Fundamentalismus in evangeli-
kalen wie auch katholischen Kreisen auf

Weltebene festzustellen.“ Der emeritier-
te Papst äußert sich in dem Buch so:
„Vor hundert Jahren hätte es noch jeder-
mann für absurd gehalten, von homo-
sexueller Ehe zu sprechen. Heute ist ge-
sellschaftlich exkommuniziert, wer sich
dem entgegenstellt. Ähnliches gilt bei
Abtreibung und für die Herstellung von
Menschen im Labor.“ Die moderne Ge-
sellschaft sei dabei,„ein antichristliches
Credo zu formulieren, dem sich zu wi-
dersetzen mit gesellschaftlicher Exkom-
munikation bestraft wird. Die Furcht
vor dieser geistigen Macht des Anti-
christ ist dann nur allzu natürlich.“

„MISCHE MICH NICHT EIN“: Der frühere Kardinal Joseph Ratzinger wehrt sich gegen
Anwürfe, sich regelmäßig in öffentlichen Debatten zu Wort zu melden. Foto: Karmann/dpa
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Rekordschulden
wegenCorona inUSA
Washington (AFP). Die US-Regierung
will wegen der Coronavirus-Pandemie
in diesem Quartal Rekordschulden von
knapp drei Billionen Dollar aufnehmen.
Das US-Finanzministerium kündigte
am Montag an, im Zeitraum von April
bis Juni neue Anleihen im Umfang von
2,999 Billionen Dollar (rund 2,7 Billio-
nen Euro) ausgeben zu wollen. Das ist
fünf Mal mehr als jemals zuvor in einem
Quartal und mehr als doppelt so viel wie
im gesamten Haushaltsjahr 2019.
Das Finanzministerium verwies auf die
Hilfspakete, die Kongress und Regie-
rung im Kampf gegen die Pandemie und
deren Folgen aufgelegt haben. Diese se-
hen unter anderem Direktzahlungen an
Bürger sowie milliardenschwere Hilfen
für Unternehmen vor.

„Gift undLügen“
Chinawehrt sich gegenVorwürfe derUSA

Peking (AFP). China hat erbost Äuße-
rungen von US-Außenminister Mike
Pompeo zurückgewiesen, der die Her-
kunft des neuartigen Coronavirus aus
einem Labor in Wuhan als erwiesen
ansieht. Die „irrsinnigen Äußerungen“
Pompeos verschärften die Spannungen
zwischen denRegierungen inPeking und
Washington, hieß es amMontag in einem
Kommentar des chinesischen Staats-
fernsehens CCTV mit dem Titel „Der
teuflische Pompeo versprüht mutwillig
Gift und Lügen“.
Pompeo hatte gesagt, es gebe „über-
wältigende Beweise“ dafür, dass der
neuartige Erreger aus einem Labor in
der chinesischen Stadt Wuhan stamme.

China sei bekannt dafür, „die Welt zu
infizieren und minderwertige Labore zu
betreiben“. Zu Spekulationen, das Virus
sei absichtlich freigesetzt worden,
äußerte sich der frühere Direktor des
Geheimdienstes CIA nicht.
US-Präsident Donald Trump hatte
China imStreit umdenUrsprungderCo-
ronavirus-Pandemiemit neuen Strafzöl-
len gedroht. AuchdasAuswärtigeAmt in
Berlin fordertePekingamMontag erneut
auf, bei der Klärung offener Fragen mit-
zuwirken, um die Herkunft des Virus zu
klären. Die Weltgesundheitsorganisati-
on (WHO) hat die Aussagen der US-Re-
gierung hingegen als „spekulativ“ be-
zeichnet.

7,4Milliarden für
Corona-Impfstoff

nisierten Geberkonferenz mit Dutzen-
den Ländern und Organisationen.
Mit einem Beitrag von einer Milliarde
Euro trägt die EU-Kommission selbst
einen großen Anteil dazu bei. Weitere
Großspenden kommen etwa aus

Deutschland (525 Millionen Euro),
Frankreich (500 Millionen Euro),
Großbritannien (442 Millionen Euro)
und Kanada (umgerechnet 780 Millio-
nen Euro). Die Bill-und-Melinda-
Gates-Stiftung sagte 115 Millionen
Euro zu, Italien 140 Millionen Euro.
Nur die Weltmacht USA fehlte bei dem
globalen Kraftakt für preiswerte Impf-
stoffe und Medikamente für alle.

Brüssel (dpa). Eine globale Allianz
gegen das Coronavirus hat 7,4 Milliar-
den Euro für die Suche nach Impfstof-
fen und Medikamenten gesammelt und
ihr selbst gestecktes Ziel damit er-
reicht. „Die Welt ist vereint gegen das
Coronavirus und die Welt wird gewin-
nen“, sagte EU-Kommissionschefin
Ursula von der Leyen am Montag nach
einer von der Brüsseler Behörde orga-

Versickerte Entwicklungshilfe
BERNHARD JUNGINGER

Die sprichwörtliche Gießkanne soll in
der Entwicklungspolitik endgültig aus-
gedient haben, und das ist richtig. Bun-
desentwicklungsminister Gerd Müller
will nicht länger korrupte, reformun-
willige Staaten mit deutschem Steuer-
geld unterstützen. Eines der Länder,
denen jetzt der Geldhahn zugedreht
wird, ist Myanmar. Denn die Regierung
des südostasiatischen Staates macht
sich im Umgang mit der Minderheit der
Rohingya schwerster Menschenrechts-
verletzungen schuldig.

Auf der Liste der Länder, die aus der
deutschen Entwicklungshilfe heraus-
fallen, stehen viele, deren Regierungen
seit Jahren durch Korruption, Misswirt-
schaft und Reformunwilligkeit von sich
reden machen. Natürlich liegt da die
Frage nahe, warum das Umsteuern nicht
schon längst erfolgt ist. Die Antwort hat
damit zu tun, dass es ja in der Natur der
Entwicklungshilfe liegt, dass sie dort
nötig ist, wo Dinge im Argen liegen. Mit
zunehmendem Wohlstand, so lautete
jahrzehntelang die Überzeugung, wür-
den sich auch Demokratie und Rechts-
staatlichkeit einstellen. Ein Irrglaube, wie
das Beispiel vieler Länder zeigt, wo sich
die Lage trotz üppiger Zahlungen aus

dem Westen immer weiter verschlech-
terte. Ein Mantra in der Entwicklungspo-
litik lautete: Es geht um die Menschen,
sie dürfen nicht für die Verfehlungen ihrer
Regierungen bestraft werden. Das bleibt
im Grundsatz richtig. Wenn aber in be-
stimmten Staaten jahrzehntelang Ent-
wicklungsgelder in den Taschen kor-
rupter Eliten versickert, ohne dass sich
für die Bevölkerung irgendetwas ver-
bessert, muss der Geldhahn irgendwann
zugedreht werden. Zudem will Müller die
Hilfe für die Menschen in den von
schlechter Regierung geschlagenen
Ländern nicht aufgeben. Doch statt
staatlicher Stellen sollen dort verstärkt
nicht-staatliche Hilfsorganisationen un-
terstützt werden.

Erfreulich ist, dass manche Länder aus
der deutschen Förderung herausfallen,
weil sie ihrer gar nicht mehr bedürfen. So
hat etwa die Mongolei eine bemerkens-
werte wirtschaftliche Entwicklung
durchlaufen. Wenn sich Deutschland
nun in seiner Entwicklungshilfe auf Län-
der konzentriert, die ihren Reformwillen
bereits unter Beweis gestellt haben,
lautet die Devise mehr denn je: Hilfe zur
Selbsthilfe. Ohne eigene Anstrengungen
verpufft jeder Scheck wirkungslos.

KOMMENTARE

Die Stadt nach Corona
ULRICH COENEN

Infektionskrankheiten sind eine Geißel
der Menschheit. Sparta konnte Athen im
fünften Jahrhundert vor Christus nur be-
siegen, weil während der Belagerung
die Pest ausbrach. Natürlich wüten
Seuchen auch auf dem Land, doch vor
allem in den großen Städten können sie
ihre volle Wucht entfalten. Bricht eine
ansteckende Krankheit aus, wird die
riesige Einwohnerzahl auf engstem
Raum, die eine Triebfeder für den wirt-
schaftlichen, wissenschaftlichen und
kulturellen Fortschritt ist, zum Nachteil.

Die aktuelle Corona-Pandemie stellt
Mega-Citys wie New York, Paris und
Madrid vor gewaltige Probleme. Um eine
Ansteckung zu vermeiden, dürfen die
Menschen gar nicht oder nur noch zu
bestimmten Zeiten ihre Wohnungen
verlassen. Der öffentliche Raum, der in
normalen Zeiten für pulsierendes Leben
steht, ist so eng, dass keine gefahrlose
Begegnung der Bürger möglich scheint.

Bisher glaubten Politiker und Stadt-
planer unbeirrbar an die verdichtete
Stadt. Damit wollten sie Wohnungsnot

und Flächenfraß begegnen. Aus Um-
weltschutzgründen sollten sich die Sied-
lungen nicht weiter uferlos in die Natur
ausdehnen. Die Pandemie könnte zu
einem Umdenken führen. Vielleicht
gewinnt die Idee der Gartenstadt, die
gegen Ende des 19. Jahrhunderts von
Ebenezer Howard in England geboren
wurde, in abgewandelter Form wieder an
Bedeutung. In die Großstädte integrierte
großflächige Naturräume könnten als
Ausgleich für den Flächenfraß geschaf-
fen werden und den Bewohnern gleich-
zeitig mehr Bewegungsraum bieten.

Ob dieser oder andere Lösungsan-
sätze ernsthaft diskutiert werden, hängt
davon ab, wie bald sich die Pandemie
wiederholt oder ob die Menschheit wie
nach der Spanischen Grippe ein Jahr-
hundert Ruhe hat. Wenn in naher Zu-
kunft auf einem chinesischen Markt er-
neut ein Virus von einem exotischen Tier
auf einen Menschen überspringt und
seine Reise um die Welt antritt, wird die
Forderung nach einer neuen Stadt-
planung aber unüberhörbar werden.

Lockerer Sport
MATTHIAS KULD

Beim Thema Lockerungen geht es im
Föderalstaat zu wie auf dem Basar. Es ist
ein buntes Durcheinander – und das ist
auch in Zeiten von Corona gut so. Viele
Entscheidungen sind Sache der Länder.
Da lassen sich durchaus unterschied-
liche Akzente setzen. Der Vorstoß von
Ministerin Susanne Eisenmann, Ama-
teur- und Breitensport im Freien bei Be-
achtung der mittlerweile üblichen Regeln
zuzulassen, kommt gleichwohl ein wenig
überraschend. Susanne Eisenmann ist
die zuständige Fachministerin. Doch ist
es Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann, der in Sachen Corona die Tonlage
bestimmt und mit Blick auf Lockerungen
jedweder Art etwas hinten in der Tabelle
steht – um einmal im Bild zu bleiben.

Nun muss man nicht jede Äußerung
von CDU-Ministerin Eisenmann, die viel-
leicht nicht ganz in die Linie des grünen
Landesherrn passt, wahlkampfmäßig
deuten. Es gibt auch sachliche Gründe,
die die Herausforderin von Winfried
Kretschmann treiben. Schon heute sind
die Menschen zuhauf mit Joggingschu-

hen oder auf dem Rad unterwegs. Wa-
rum sie nicht auf den Tennis- oder Golf-
platz können, hat sich in der Tat nieman-
dem erschlossen. Klare Sache: Es geht
nur um kontaktfreien Sport, es geht nicht
ums Sitzen auf der Clubhaus-Terrasse.

Die Politiker in Berlin, Stuttgart oder
Karlsruhe betonen immer wieder, wie
verständig die Menschen das Corona-
bedingte Reglement beherzigen. In der
Tat hat sich gerade das Abstandsgebot
nach knapp zwei Monaten ins Alltags-
verhalten eingeprägt. So besehen ma-
chen Lockerungsüberlegungen wie jene,
im Sport etwas mehr Freiheiten zu ge-
währen, Sinn. Beim Klettern am Battert
oder beim Rudern auf dem Rhein ist der
Abstand nicht geringer als im Park oder
im Museum. Ob es aber eines baden-
württembergischen Sonderweges be-
züglich des Breitensports bedarf, steht
dabei auf einem anderen Blatt. Manche
Regeln sind aus guten Gründen von
Land zu Land unterschiedlich. Beim
Sport sind die aber nicht ersichtlich.
Sport verträgt überall Lockerungen.
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